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Praxisführung

Die rechtfertigende Indikation bei der
zahnärztlichen Röntgendiagnostik
Teil 1: Juristische Aspekte

1. Notwendigkeit einer Rechtfertigung 
Es ist in der höchstrichterlichen Recht-
sprechung seit langem anerkannt, dass ein
Eingriff in die körperliche Unversehrtheit
auch dann eine Körperverletzung darstellt,
wenn er durch einen Arzt oder Zahnarzt in
heilender Absicht erfolgt und objektiv als
Heilmaßnahme allgemein geeignet ist. Je-
der mit einer diagnostischen oder thera-
peutischen Maßnahme verbundene Eingriff
in die körperliche Integrität des Patienten ist
daher per se strafbar. Beispielhaft sei hierzu
auf das Urteil des Bundesgerichtshofes
(BGH) vom 22.06.1971, Az. VI ZR 230/69,
verwiesen, das auch weiterhin Bestand 
hat. 

Diese Strafbarkeit entfällt jedoch, wenn
der Patient in die diagnostische oder thera-
peutische Maßnahme wirksam einwilligt.

Ob jede röntgendiagnostische Maßnah-
me eine Körperverletzung im rechtlichen
Sinne darstellt, ist vom BGH noch nicht ab-
schließend entschieden worden. Der BGH
hat jedoch in seinem Urteil vom 03.12.1997
(Az. 2 StR 397/97) nach Einholung eines
Sachverständigengutachtens ausgeführt, dass
durch ionisierende Strahlen vitale Strukturen
des menschlichen Körpers zerstört und le-
benswichtige Funktionen beeinträchtigt
werden. 

Dabei genüge auch eine geringe Dosis zur
Herbeiführung von Langzeitschäden, die
sich in Veränderungen des Erbgutes und der
Entstehung von Tumoren zeigen. Eine
Schwellendosis existiere in diesem Bereich
nicht. Auch kleinste Dosen könnten diese
Folgen bewirken. 

Ausgehend hiervon führt der BGH weiter
aus, dass es unerheblich sei, dass sich strah-
lenbedingte Mutationen im mikrobiologi-
schen Bereich bewegen und im Hinblick auf
den einzelnen Patienten nicht oder nicht so-
gleich nachweisbar sind. Ob das Herbei-
führen dieser pathologischen Verfassung be-
reits die Schwelle der Unerheblichkeit
überschreite und damit eine Körperverlet-
zung darstelle, unterliege der Bewertung im
jeweiligen Einzelfall.

Der BGH lässt in diesem Zusammenhang
offen, ob die einmalige, kurzzeitige oder nur
gelegentlich wiederholte ordnungsgemäße
Anwendung von Röntgenstrahlen bereits ei-
ne Körperverletzung im strafrechtlichen Sin-
ne ist (BGH a. a. O., Rz. 21). Er verweist in
diesem Zusammenhang aber darauf, dass
die in den gesetzlichen Vorschriften enthal-
tenen Grenzwerte (Höchstdosen), die für ei-
ne rechtmäßige Strahlenexposition gelten,
dabei keine Schwelle bilden würden, unter-
halb derer eine Körperverletzung aus Rechts-
gründen zu verneinen wäre. 

Der vorgenannten Entscheidung des BGH
ist daher zu entnehmen, dass zumindest
nicht ausgeschlossen werden kann, dass ei-
ne auch nur einmalige röntgendiagnostische
Maßnahme bereits als Körperverletzung gilt.
Die zahnärztliche Praxis sollte daher im ei-
genen Interesse so handeln, als sei dies der
Fall. 

Infolge dessen sollte vor jeder röntgen-
diagnostischen Behandlung die Einwilligung
des Patienten eingeholt werden. 

2. Rechtfertigende Indikation im Sinne
der Röntgenverordnung 

Die in § 23 der Röntgenverordnung (RöV)
angesprochene „Rechtfertigende Indikati-
on“ ist ein rein medizinisch besetzter Fach-
begriff, der keine strafrechtliche Entspre-
chung hat. Er kennzeichnet allein die
medizinische Notwendigkeit des Einsatzes
von Röntgenstrahlung. Besteht eine solche
Notwendigkeit, ist auch die rechtfertigende
Indikation im Sinne von § 23 RöV gegeben.
Straffrei macht dies eine mit der Röntgen-
diagnostik gegebenenfalls verbundene Kör-
perverletzung jedoch nicht. 

Straffreiheit kann der behandelnde Zahn-
arzt vielmehr nur durch die Einwilligung des
Patienten in die röntgendiagnostische Maß-
nahme sicherstellen. Für die Praxis bedeutet
dies, dass neben der medizinischen (recht-
fertigenden) Indikation für die röntgen-
diagnostische Maßnahme zusätzlich stets
die Einwilligung des Patienten eingeholt
werden sollte. 

Anzeige

Der Röntgenausschuss wird oftmals mit Unsicherheiten im Umgang mit dem Begriff der
„Rechtfertigenden Indikation“ konfrontiert, und zwar sowohl auf rechtlichem als auch auf
medizinischem Gebiet. Hier sollen zunächst die juristischen Aspekte betrachtet werden.
Ein weiterer Teil, der in Kürze folgt,  wird sich mit der medizinisch- praktischen Situation be-
fassen.
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Auch im Überweisungsfall ist der die rönt-
gendiagnostische Maßnahme durchführen-
de Zahnarzt stets verpflichtet, selbst die Not-
wendigkeit dieser Röntgenuntersuchung zu
überprüfen. Er ist nicht berechtigt, sich inso-
weit auf die Einschätzung des Überweisers
zu verlassen. (§ 23 Abs. 1 S. 4 RöV). 

Der Zahnarzt sollte vor der Durchführung
der Röntgendiagnostik erforderlichenfalls in
Zusammenarbeit mit dem überweisenden
Zahnarzt die verfügbaren Informationen
über bisherige medizinische Erkenntnisse
heranzuziehen, um jede unnötige Strahlen-
exposition zu vermeiden. Patienten sind
über frühere medizinische Anwendungen
von ionisierender Strahlung, die für die vor-
gesehene Anwendung von Bedeutung sind,
zu befragen (§ 23 Abs. 2 RöV). Angaben zur
rechtfertigenden Indikation sind in jedem
Fall aufzuzeichnen (§ 28 Abs. 1 RöV).

3. Wirksame Einwilligung des Patienten 
Wie dargestellt, muss neben der rechtferti-
genden Indikation stets die Einwilligung des
Patienten zur geplanten röntgendiagnosti-
schen Maßnahme erteilt werden. 

Eine solche Einwilligung ist nach der
Rechtsprechung des BGH aber nur dann
wirksam, wenn der Patient zuvor über die Ri-
siken der geplanten ärztlichen Maßnahme
aufgeklärt worden ist. 

Allerdings müssen sich Art und Umfang
der Aufklärung selbstverständlich am Grad
des bestehenden Risikos orientieren. Ist das
Risiko von Folgeschäden einer nur einmali-
gen Exposition des Patienten mit Röntgen-
strahlen sehr gering, kann sich dies auch im
Umfang der Aufklärung widerspiegeln. 

RA Veit Päßler
Prof. Dr. Dr. Lutz Päßler

Sachsen von Ausgleichsklausel beim 
Gesundheitsfonds befreit
Der Freistaat Sachsen soll nach einem Be-
richt der „Dresdner Morgenpost“ von den
Folgen einer Ausgleichsklausel (Konver-
genzklausel) beim umstrittenen Gesund-
heitsfonds befreit werden. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel habe
dem monatelangen Drängen von Minister-
präsident Stanislaw Tillich (beide CDU)
nachgegeben, berichtete die Zeitung unter
Berufung auf „Kreise der Bundes-CDU“. Da-
mit werde Sachsen 320 Millionen Euro mehr
erhalten als ursprünglich vorgesehen. Tillich
hatte wiederholt erklärt, er halte die Konver-
genzklausel für verfassungswidrig. Länder
wie Bayern oder Baden-Württemberg, die
deutlich höhere Arzthonorare als Sachsen
haben, sollten aufgrund der Klausel Aus-
gleichszahlungen erhalten. Das sei nicht
hinnehmbar. Effektiv arbeitende Länder mit
wirtschaftlichen Krankenkassen und niedri-

geren Arzthonoraren würden bestraft.  Die
Regierungsfraktionen von CDU und SPD im
Bund hätten bereits einen entsprechenden
Änderungsantrag in den Bundestag einge-
bracht, berichtete die Zeitung. 

Für den Fall, dass dieser Antrag doch abge-
lehnt wird, habe das sächsische Kabinett am
Dienstag (30.9.2008) vorsorglich eine Klage
vor dem Bundesverfassungsgericht be-
schlossen. Eine Regierungssprecherin be-
stätigte auf dpa-Anfrage den sogenannten
„Vorratsbeschluss“ des sächsischen Kabi-
netts. Zunächst sollten aber auf jeden Fall die
im Oktober anstehenden Lesungen des Än-
derungsantrags abgewartet werden. Nur
wenn dieser im Bundestag scheitert, werde
Sachsen Verfassungsklage einreichen. 

(Der Beitrag lag dpa vorab in redaktionel-
ler Fassung vor.) 

Quelle: dpa, 30.9.2008

Gericht: McZahn reicht Insolvenzantrag ein
Die Billig-Zahnarztkette McZahn ist insol-
vent. Der Insolvenzantrag wurde bereits am
Montag eingereicht, wie aus einem Eintrag
beim Handelsregister Krefeld hervorgeht.
Zum vorläufigen Insolvenzverwalter wurde
der Düsseldorfer Rechtsanwalt Wolf-Rüdi-
ger von der Fecht bestimmt. Nach einem 
Bericht der „Rheinischen Post“ (1.10.2008)
sind neue Vorwürfe gegen das Unternehmen
aufgetaucht. Angeblich habe das Unterneh-
men versucht, vor dem Insolvenzantrag den

Markennamen McZahn und Gelder auf ei-
nen Anteilseigner zu übertragen, schreibt die
Zeitung. Die Staatsanwaltschaft Wuppertal
ermittelt laut früheren Angaben bereits ge-
gen die McZahn AG (Willich) wegen des
Verdachts des Betrugs und der Urkundenfäl-
schung. Das Unternehmen soll gefälschte
Zertifikate für Zahnersatz aus China bei den
Kassen eingereicht haben. Dabei soll ein
Schaden von 860 000 Euro entstanden sein. 

Quelle: dpa, 1.10.2008
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